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Verwaltungsgericht
der Freien Hansestadt Bremen
1. Kammer

Freie
§ Hansestadt'll Bremen

iäx'ff,Hl1,",
Vemaltungsgericht der Freien Han§estadt Bremen, Am Wall 198, 28195 Bremen T et. (0421) 361 -6798
Gegen Empfangsbekenntnis Fax (oa21i 361:6797
Beirat Borgfeld
vertreten durch den Beiratssprecher lhrZeichen

Gernot Erik Burghardt

Borsfelder Landstraße 21 f ü lXäi$rt 
anseben)

28357 Bremen 
Bremen, 28.02.2022

' Sehr geehrte Damen und Herren,

in der Venrualtungsrechtssache

Beirat Borgfeld ./. Stadtgemeinde Bremen

erhalten Sie den Beschluss vom 25.02.2022 zugestellt.

Auf richterliche Anordnung

/"
, ri (' .- L. r. '\ _.---

Kohlmeyer ,-

Antagen

Dienstqebäude: Parkhaus: Bus/Bahn: Sprechzeiten:
Justizzentrum Am Wall BREPARKhaus.Am Dom oder Domsheide Mo. - Do.: 09:00 - 15:00 Uhr
Am Wall 198, 28195 Bremen Ostertor/Theater Fr. 09:00 - 13:30 Uhr

Nähere lnformationen zum Datenschutz erhalten Sie in der Fußzeile unserer Homepage unter,,Datenschutzerklärung".



Empfangsbeken ntn is
über die Zustellung (§ 174 ZPOI

Zurück an

Venrualtungsgericht der Freien Hansestadt
Bremen
Am Wall 198
28195 Bremen

Fax.0421 361 6797

Aktenzeichen

1V 344t22

in der Venrualtungsrechtssache

Beirat Borgfeld ./. Stadtgemeinde Bremen

erhalten Sie'anliegende(s) Schriftstück(e) mit der Bitte, den Empfang unten zu bescheinigen
und die Bescheinigung umgehend hierher zurückzugeben:

Beschluss vom 25.02 .2022

Absender:
Beirat Borgfeld
vertreten durch den Beiratssprecher
Gernot Erik Burghardt
c/o Ortsamt Borgfeld
Borgfelder Landstraße 21
28357 Bremen

Dienstqebäude:
Justizzentrum Am Wall

Parkhaus: Bus/Bahn:
BREPARKhaUs Am Dom oder Domsheide

Soreqhzeiten:
Mo. - Do.:. 09:00 - 15:00 Uhr
Fr. 09:00 - 13:30 UhrAm Wall 198, 28195 Bremen Ostertorffheater

02.§3 ,bTT

Nähere lnformationen zum Datenschutz erhalten Sie in der Fußzeile unserer Homepage unter,,Datenschutzerklärung".



Beglaubi

Verwaltungsgericht der Freien

1V 344t22

Mobilität, Stadtentwicklung und Wohnungsbau,
Contrescarpe 72, 28195 Bremen,

Hansestadt Bremen

Beschluss

I n der Venrualtungsrechtssache

des Beirates Borgfeld, vertreten durch den Beiratssprecher Gernot Erik Burghardt,
c/o Ortsamt Borgfeld,
Borgfelder Landstraße 21, 2A357 Bremen,

- Antragsteller -
gegen

die stadtgemeinde Bremen, vertreten durch die Senatorin für Klimaschutz, Umwelt,

- Antragsgegnerin -
Prozessbevol lm ächtigte.
Frau Oberamtsrätin Schleef-Brinkema, Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, Mobilität,
stadtentwicklung und wohnungsbau, Fachbereich Recht (FB-01),
Contrescarpe 7 2, 281 gS Bremen, - 30-5/600- 2-23-01 -21 1 -

beigeladen:

Gebr. Rauch WOHNBAU GmbH & Co. KG, vertreten durch Herrn Rausch, Am Wall 1g6,
28195 Bremen

hat das Venrualtungsgericht der Freien Hansestadt Bremen - 1 . Kammer - durch den Richter
am Venrvaltungsgericht Dr. Kiesow, den Richter arn Venrualtungsgericht Lange und die
Richterin Dr. Kruse am 25. Februar 2022 beschlossen:

Der Eilantrag wird abgelehnt.

Die Kosten des verfahr"nr t.ägt die stadtgemeinde Bremen.

Der Streitwert wird auf 5.000 Euro festgesetzt.



G rü nde

l. Der Antragsteller wendet sich im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes gegen eine

Befreiung von den Verboten der Bremer Baumschutzverordnung, die der Beigeladenen in

Vorbereitung auf ein Bauvorhaben zur Fällung von Bäumen erteilt worden ist.

Er beruft sich auf seine Beteiligungsrechte als Beirat , im vorangegangenen

Baugenehmigungsverfahren und beantragt, die Aussetzung der sofortigen Vollziehung aus

der der Beigeladenen erteilten Befreiung von den Verboten der Bremer

Baumschutzverordnung auf dem Grundstück Warfer Landstraße 45 in 28357 Bremen,

betreffend acht im Einzelnen bezeichnete Bäume anzuordnen.

ll. DerAntrag hat keinen Erfolg. Er ist bereits unzulässig.

Es kann dahinstehen, ob der vom Antragsteller wörtlich gestellte Antrag auf ,,Aussetzung

der sofortigen Vollziehung" analog §§ 80 Abs. 4, 80a VwGO die statthafte

Rechtsschutzform für die Geltendmachung von Beteiligungsrechten aus § 11 des

Ortsgesetzes über Beiräte und Ortsämter (OBG) darstellt oder nicht vielmehr ein Antrag

auf Erlass einer einstweiligen Anordnung nach § 123 VwGQ im Rahmen eines

Kommunalvefassungsstreits statthaft wäre.

Jedenfalls fehlt es an der entsprechend § 42 Abs. 2 VwGO erforderlichen Antragsbefugnis.

Eine Rechtsverletzung durch die Vollziehung der Befreiung von den Verboten der Bremer

Baumschutzverordnung vom 16.02.2022 kommt von vorneherein nicht in Betracht, weil

§ 11 OBG den Beiräten keine Rechte in Bezug auf eine einem Dritten erteilte Erlaubnis

vermittelt.

Nach § 9 Abs. 1 Satz 1 OBG berät und beschließt der. Beirat über die von den zuständigen

Stellen nach § 31 erbetenen Stellungnahmen, wozu unter anderem die Erteilung von

Baugenehmigungen (§ 9 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 OBG) gehört. Dieses Rebht ist vorliegend

gewahrt. Der Antragsteller hat zum Baugenehmigungsantrag der Beigeladenen im

Sommer 2021 eine ablehnende Stellungnahme unter Hinweis auf die schützenswerten

alten Bäume auf dem Vorhabengrundstück abgegeben.

Für den Fall unterschiedlicher Auffassungen zwischen der zuständigen Stelle und dem

Beirat bestimmt § 11 Abs. 1 OBG folgendes Verfahren zur Herstellung des Einvernehmens:

,,Stimmt im Falle des § 9 Absatz 1 eine zuständige Sfe//e der Stellungnahme des Eeirafes
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nicht zu oder wird im Falte des § 10 Absatz 2 kein Einvernehmen ezielt, so wird auf
Verlangen des Beirates der Beratungsgegenstand innerhalb eines Monats auf die
Tagesordnung der nächsten Beiratssitzung gesetzt, um das Einvernehmen herzustellen.
Wird das Einvernehmen nicht hergestellt, legt die zuständige Sfe//e vorbehatilich der
Bestimmung des Artikels 67 Absatz 2 der Landesverfassung die Angetegenheit mit
vollständigem Beschluss des Beirates der zuständigetn Deputation oder dem zuständigen
Parlamentsausschuss vor. Diese beraten und beschließen innerhalb von zwei Monaten
über die Angelegenheit, wenn der Beirat dies bei seiner Besch/ussfassung beantragt.,

Soweit der Antragsteller nun geltend macht, dass'er nach seiner ablehnenden
Stellungnahme über das Ergebnis des Verfahrens nicht informiert worden sei und es an
einer Herstellung des Einvernehmens fehle, lässt dies zwar angesichts des Umstands,
dass der Beigeladenen eine Befreiung von den Verboten der Bremer
Baumschutzverordnung und wohl auch eine Baugenehmigung (vgl. s. 4 des
Befreiungsbescheides vom 16.02.2022 = Bl. 10 der Gerichtsakte) erteilt worden ist, einen

- noch nicht erfüllten - Anspruch auf Durchführung des Verfahrens nach § 1 1 Abs. 1 OBG
möglich erscheinen. Dieser Anspruch würde sich aber auf die Nachholung der dort
genannten Verfahrensschritte, also die Beratung und Beschlussfassung innerhalb der
zuständigen Deputation oder des zuständigen Parlamentsausschusses (s 11 Abs. 1.

Satz 3 OBG) und äußerstenfalls eine Beratung in der Stadtbürgerschaft (§ 11 Abs. 4 OBG),

beschränken. Ein subjektives Recht des Antragstellers auf Außervollzugsetzung einer im

Außenverhältnis er:gangenen Entscheidung besteht hingegen nicht. Denn es lässt sich §
11 OBG nicht entnehmen, dass eine im Außenverhältnis gegenüber einem Dritten bereits
wirksam gewordene Entscheidung, die Gegenstand eines Beteiligungsverfahrens nach §

.9 OBG war, für die Zeit der Durchführung des .Verfahrens zur Herstellung des
Einvernehmens, nicht vollzogen werflen dürfte

Hierfür spricht zunächst der Worllaut der Vorschrift, die - wie auch der Antragsteller
einräumt - eine etwaige aufschiebende Wirkung des Verfahrens nach § 11 OBG nicht
regelt.

Dass dieses Ergebnis auch dem gesetzgeberischen Willen entspricht, legen die
Gesetzesmatörialien nahe. So hat der Ortsgesetzgeber zu § 11 Abs. 4 OBG ausgeführt,
dass die Anrufung der Stadtbürgerschaft,,auch keine aufschiebende Wirkung im laufenden
Venrualtungsverfahren" hat (Brem. Bürgerschaft, Drs. 17 t366 s, s. 1g). Daraus ist zu
schließen, dass nicht nur der Anrufung der Stadtbürgerschaft nach § 11 Abs. 4 OBG,
sondern ,,auch" den vorangehenden Verfahrensschritten nach § 11 Abs. 1 OBG keine
aufschiebende Wirkung zukommen soll.
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Auch Sinn und Zweck des § 11 OBG legen - jedenfalls für den vorliegenden Fall eines

StellungnahmerechtsdesBeiratesnach§9Abs. lSatz2Nr.3undevtl.Nr.TOBG-nicht

nahe, dass eine (möglichenrveise unter Verstoß gegen das bremische lnnenrecht) bereits

ergangene positive Erlaubnisentscheidung gegenüber einem Dritten bis zum Abschluss

des Einvernehmens nicht vollzogen werden dürfte. Denn bei dem Stellungnahmerecht

nach § 9 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3, 7 OBG handelt es sich um - im Vergleich zum Entscheidungs-

oderZustimmungsrecht nach § 1O OBG und im Vergleich zum Stellungnahmerecht nach

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 , 2, 10 OBG, das den Beirat dazu berechtigt, über die Entscheidung der

Deputation oder des Parlamentsausschusses hinaus noch eine Entscheidung der

Stadtbürgerschaft nach § 11 Abs. 3 OBG einzufordern - um ein relativ schwach

ausgeformtes Beteiligungsrecht, das sich darin erschöpft, die zuständige Deputation bzw.

den zuständigen Ausschuss über die Streitfrage entscheiden zu lassen.

Für: dieses Verständnis spricht schließlich auch die - das Normverständnis der Beteiligten

widerspiegelnde - Dienstanweisung Nr. 443 (Richtlinie über die Zusammenarbeit des

Senators für Umwelt, Bau und Verkehr mit den Beiräten und Ortsämtern) vom 17 .11.2016,

wo zur Einvernehmensregelung nach § 11 OBG ausgeführt wird, dass die Fachbehörde

,,in jedem Falle auch dann fristgemäß zu entscheiden [hat], wenn das Verfahren bei

unterschiedlichen Auffassungen nicht mehr durchgefuhrt werden kann oder abgebrochen

werden muss" (S. 10 der Dienstanweisung). lnsoweit ist vorliegend zu bedenken, dass das

Ende der Baumfällperiode am 28. Februar (vgl. § 39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatschG, s.a.

den Hinweis im streitgegenständlichen Bescheid, S. 5) zumindest einen im Rahmen des

Ermessens zu berücksichtigenden Umstand darstellen dürfte, den die Fachbehörde

gegenüber der Beigeladenen nicht übergehen durfte.

Die Frage, ob das Recht des Beirates auf Durchführung des Einvernehmensverfahrens

verletzt ist, kann demnach in einem Hauptsacheverfahren - unabhängig vom Vollzug der

streitgegenständlichen Baumfällungen - geklärt werden. Dem Beirat sind über seine

Mitwirkungsrechte nach den §§ 5 bis 11 OBG hinaus keine rechtlichen Befugnisse

eingeräumt, mit denen er die - hier streitgegenständliche - Außervollzugsetzung einer

Befreiung erreichen oder auch abwehren könnte. Subjektive Abwehrrechte gegenüber der

Befreiung von den Verboten der Bremer Baumschutzverordnung, dessen Vorschriften

überdies nicht drittschützend sind (VG Bremen, Beschl. v.29.10.2021- 1 V 1 505121, juris,

Rn. 36 m.w.N.), stehen ihm nicht zu. Selbst wenn daher - wie vorliegend - durch die

Vollziehung der Maßnahme, die Gegenstand des Einvernehmensverfahrens wäre, ein

irreversibler Zustand geschaffen wird, führt dies nicht zu einer Verletzung des
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Antragstellers in seinen Rechten.

Beirat lediglich ein begünstigender

Die Kosten des Verfahrens hat die

Rechtsprechung des Obervenrvaltu

Kostenerstattung in einem ,,lnsi

rechtlichen Körperschaft gru

Verfahrenskosten grundsätzlich

Funktionsträger angehören. Etwas

vernünftigen Grund" eingeleitet

- 1 A 192108; OVG Bremen, Beschl.

v. 09.1 2.2015- 1 K 2236115). Dafür

Die Festsetzung des Streitwertes

Streitwertkatalogs für die

Gegen diesen Beschluss ist -
an das Obervenru,altungsgericht der
ist innerhalb von zweiWochen nach

einzulegen und innerhalb eines
begründen. Die Begründung ist,
worden ist, beidem
28195 Bremen, einzureichen. Sie
darlegen, aus denen die
angefochtenen Entscheidung

Vor dem Oberveruvaltungsgericht
oder ei.ne sonst nach § 67 Abs.
berechtigte Person oder
den ein Verfahren vor dem

Gegen die Streitwertfestsetzung ist
Freien Hansestadt Bremen statthaft ,

Euro übersteigt oder das
Beschwerde ist spätestens i

der Hauptsache Rechtskraft erlangt
bei dem
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wäre der weiterb Erhalt der Bäume für den

tsreflex.

inde Bremen zu tragen. Nach der ständigen

Qremen, der die Kammer folgt, kommt eine

zweier Funktionsträger einer öffentlich-

nicht in Betracht. Vielmehr sind die

Körperschaft aufzuerlegen, der die streitenden

anderes gilt nur dann, wenn das Verfahren ,,ohne

ist (vgl. etwa OVG Bremen, Urt. v. 20.04.2010

v. 04.06.2003 - 1 B 222103; s. auch VG Brernen, Urt.

hier keine Anhaltspunkte.

auf § 52 Abs. 1 GKG i.V.m . Ziff .22.7 und 1.5 des

2013.

mittelbelehrung

von der Streitwertfestsetzung - die Beschwerde
reien Hansestadt Bremen statthaft. Die Beschwerde

Bekanntgabe dieses Beschlusses bei dem

Verwaltungsgericht der F Hansestadt Bremen, Am Wall 198,28195 Bremen,
(Tag-lN achtbriefkasten Am Wall im Eingangsbereich)

nach Bekanntgabe des Beschlusses zu
sie nicht bereits mit der BeschWerde vorgelegt

icht der Freien Hansestadt Bremen, Am Wall 198,
einen bestimmten Antrag enthalten, die Gründe

abzuändern oder aufzuheben ist, und sich mit der

sich die Beteiligten durch einen Rechtsanwalt
tz 1, Abs. 4 Sätze 4 und 7 VwGO zur Vertretung

vertreten lassen. Dies gilt auch für den Antrag, durch
sgericht eingeleitet wird.

die Beschwerde an das Oberveruvaltungsgericht der
der Wert des Beschwerdegegenstandes 200,00

cht die Beschwerde zugelassen hat. Die
von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in

hat oder das Verfahren sich andenrueitig erledigt hat,



Venrualtungsgericht der Freien Hansestadt Bremen, Am Wall 1g8,28195 Bremen,
(Tag-/Nachtbriefkasten Justizzentrum Am Wall im Eingangsbereich)

einzulegen.

gez. Dr. Kiesow gez. Lange gez. Dr. Kruse


